
 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 

I. Verfassungsgerichtshof 
 

28.02.2024, G533/2023-8 und V337/2023-8 

Aufhebung des § 89 Abs 4 SPG als verfassungswidrig (Aufhebung tritt mit 31. August 2025 in Kraft) 

SPG. Verstoß der generellen sachlichen Zuständigkeit der Landesverwaltungsgerichte zur Entscheidung über 

Richtlinienbeschwerden betreffend das Verhalten der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes gegen 

kompetenzrechtliche Vorgaben; Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts bei Richtlinienbeschwerden, wenn 

Rechtssachen in Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes unmittelbar von Bundesbehörden besorgt werden. 

 

II. Verwaltungsgerichtshof 
 

13.02.2024, Ra 2022/02/0027-8 

StVO. Nach der Rechtsprechung ist nach geltender Rechtslage das wesentliche Beweisergebnis für die Annahme 

einer Beeinträchtigung durch Suchtgift das Ergebnis der klinischen Untersuchung durch den Arzt. Die Blutanalyse 

dient allenfalls der Bestätigung der ärztlichen Feststellung einer Beeinträchtigung durch Suchtgift. Wird auf Grund 

dieser Maßnahmen eine Beeinträchtigung durch Suchtgift, die zur Fahruntüchtigkeit führt, festgestellt, verstieß das Lenken 

oder Inbetriebnehmen des Fahrzeuges gegen § 5 Abs 1 StVO 1960. 

 

08.02.2024, Ra 2022/02/0001 

StVO. Die Qualifikation als "Lastfahrzeug" iSd § 2 Abs 1 Z 23 StVO 1960 setzt nicht voraus, dass ein Fahrzeug 

ausschließlich zur Beförderung von Gütern bestimmt ist. Auch ein Kombinationskraftwagen ist dann als 

"Lastfahrzeug" anzusehen, wenn von seiner Bestimmung, vorwiegend zur Beförderung von Gütern verwendet zu werden, 

Gebrauch gemacht wird. 

 

 

 

 

 

AUSGABE 11/2024  15.03.2024 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240228_23G00533_00/JFT_20240228_23G00533_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20240228_23G00533_00/JFT_20240228_23G00533_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2022020027_20240213L00/JWT_2022020027_20240213L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2022020027_20240213L00/JWT_2022020027_20240213L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2022020001_20240208L00/JWT_2022020001_20240208L00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2022020001_20240208L00/JWT_2022020001_20240208L00.pdf


III. Verwaltungsgerichte 
 

Wien: 21.02.2024, VGW-102/100/13031/2023-29 und VGW-102/100/13032/2023-4 

StVO. Das Einschreiten von Polizeibeamten auf Basis des § 162 Abs 1 ABGB ist nicht als „Privatzwang“ zu 

qualifizieren, vielmehr werden diese in ihrer Organwalterfunktion. Dies wird auch vor dem Hintergrund des 

systematischen Zusammenhangs mit der sicherheitspolizeilichen Aufgabe der Personenfahndung nach § 24 Abs 1 SPG 

deutlich. Gemäß § 24 Abs. 1 Z 4 SPG obliegt den Sicherheitsbehörden die Ermittlung des Aufenthaltsortes eines 

Menschen, nach dem gesucht wird (Personenfahndung), weil ein Ersuchen gemäß § 162 Abs 1 ABGB vorliegt, an der 

Ermittlung des Aufenthaltes eines Minderjährigen mitzuwirken. Zur Erfüllung dieser polizeilichen Aufgabe stehen den 

Sicherheitsbehörden bzw ihren Organen verschiedene Befugnisse zu Verfügung, welche zu Eingriffen in subjektive 

Rechtssphären ermächtigen. Für die Durchführung der Fahndung stehen den Organen des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes etwa die Identitätsfeststellung gemäß § 35 Abs 1 Z 5 lit. a SPG oder die Verarbeitung 

personenbezogener Daten gemäß § 57 Abs 1 Z 9 SPG zur Verfügung. Ferner werden den Organen des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes Befugnisse dafür eingeräumt, wie nach erfolgreicher Fahndung mit aufgefundenen Personen 

umzugehen ist, die sowohl im SPG selbst (§ 45 SPG) als auch außerhalb des SPG (§ 162 Abs 1 ABGB) geregelt sind. 
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Hinweise 
 
Bundesgesetzblatt: Auswahl aus BGBl I, II und III nach polizeirechtlicher Relevanz. 
Landesgesetzblätter: Auswahl aus den Landesgesetzblättern nach polizeirechtlicher Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Auswahl an relevanten „Gesetzgebungsakten“. 
Verfassungsgerichtshof, Verwaltungsgerichtshof: Schlagwortartige Aufbereitung von Erkenntnissen und Beschlüssen mit 
polizeirechtlichen Schwerpunkten (insb Sicherheitsrecht, Strafprozessrecht, Waffen- und Waffengebrauchsrecht, 
Versammlungswesen, sonstige Sicherheitsverwaltung, StVO, KFG, FSG, sonstige Exekutivbefugnisse, Dienst- und 
Disziplinarrecht). 
Verwaltungsgerichte erster Instanz: LVwG und BVwG, jedoch beschränkt auf eine Auswahl nach Maßgabe polizeirechtlicher 
Relevanz. 
Oberster Gerichtshof, Oberlandesgerichte: Auswahl polizeirechtlich relevanter Urteile und Beschlüsse, insb zu StGB und StPO). 
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